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Namentlich gekennzeichnete Artikel
geben nicht unbedingt die Meinung
der Redaktion wieder.

Beim „Friedrichs Wilhelm“ gibt’s was Neues, und zwar
mich. Wobei neu relativ ist… Ich schreibe schon seit
mehreren Semestern regelmäßig Artikel und meine
Kolumne Zwischenruf für den FW, seit Neuestem bin ich
aber auch stellvertretende Chefredakteurin (weshalb
unter diesem Editorial ausnahmsweise auch mal mein
Gesicht zu sehen ist und nicht Melinas).

Darüber hinaus ist aber alles wie immer und euch erwar-
tet eine thematisch bunt gemischte Ausgabe. Weil wir
uns im „Superwahljahr“ 2021 befinden und September
ist, sind wir nicht darum herumgekommen, einen
Schwerpunkt zu setzen: Die Wahl. Clemens reflektiert
differenziert über das oft einfach abgestempelte Phäno-
men des Nichtwählens, während Dorit die (wortwörtlich)
plakative Wahlwerbung kritisch hinterfragt. Ich selbst
hab auch einige Gedanken zur Wahl in den Zwischenruf
gepackt und mein Bestes gegeben, nicht zu pessimis-
tisch in die Zukunft zu sehen. Fröhlichere Stimmung ver-
breitet Dorits Artikel über analoge Fotos und das Leben
im Moment. Daneben könnt ihr auch gleich zwei Artikel
von Lily lesen: Sie wirft einen eindringlichen Blick auf
die Möglichkeit der Periodenarmut und plädiert dem
folgend für kostenfreie Menstruationsprodukte. Außer-
dem war sie für uns auf der Demo der Initiative Onlin-
leere-Bonn. Auch Simeon war mal wieder auf einer
Kundgebung und hat über das Recht auf Stadt-Forum
geschrieben, während Milan seine Meinung zum aktuel-
len Wahlkampf verdeutlicht hat.

Ich hoffe, ihr habt genau so viel Spaß beim Lesen, wie
wir beim Schreiben!

Ganz liebe Grüße
Eure Helene
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B onn ist bunt. Es ist September
und die Bundesrepublik ist im
Wah(l)nsinn: “Die ganze Stadt ist

belagert. Sie lauern an jeder Ecke und
warten, berechnend, auf unseren letzten,
finalen Zug.”

Was auch wie der Anfang eines mäßig
guten SciFi-Roman klingen kann, könnte
auch die Wahrnehmung eines Außerirdi‐
schen sein, der nicht weiß, dass wir uns im
Superwahljahr 2021 befinden.

Mal Klartext.
Seit einigen Wochen zieren die buntes‐

ten Farben die Laternenpfosten und auf
Litfaßsäulen wechseln sich aufmunternde

“das wird schon”-Gesichter mit ernsteren
“Mist, this earth is on fire”-Ausdrücken ab.

Was wird daraus in ein, zwei Wochen?
Wie nachhaltig ist es, knallgrüne Farbe

auf Pappe zu kleistern, um für Klima‐
schutz zu werben?

Partei-Konzepte

Diese Frage habe ich den Partei-Ortsgrup‐
pen gestellt.

Am schnellsten meldete sich die Linke.
Ilja Bergen erklärt, dass die Engagierten
der Ortsgruppe die Plakate sofort abhän‐
gen und in die Wiederverwertung geben.
Schon im Druck würde darauf geachtet,
lediglich recyclebare Materialien zu ver‐
wenden. Dennoch: aus der Nachricht ließ
sich lesen, dass die Plakate am Ende in der
Entsorgung landen. Immerhin: Herr
Bergen betont, dass pro Plakat ein Extra‐

betrag gezahlt wird, um das durch Druck
und Transport entstehende CO₂ zu kom‐
pensieren.

Auch die SPD setzt auf 100 Prozent
Pappe, bei Broschüren sowie Flyern.

Die AfD setzte sich stolz dadurch ab,
dass für deren Plakate keine Bäume gefällt
würden– sie bestehen aus Polypropylen,
einem thermoplastischen Kunststoff. Den
Fehler in der Recycling-Kette finden sie
eher bei Leuten, die die Plakate eigenhän‐
dig abhängen und “die Fetzen durch die
Straßen fliegen lassen”.

Die Grünen beauftragen für ihre Papp-
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Für die Urne oder für die Tonne?

Parteien
plakatieren

»Wie nachhaltig ist es, knallgrüne Farbe auf Pappe zu
kleistern um für Klimaschutz zu werben?«
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Plakate eine lokale Recycling-Firma aus
dem Rhein-Sieg-Kreis, sodass die Trans‐
portwege möglichst gering gehalten
werden.
Außerdem wurden die Plakate überwie‐
gend emissionsfrei mit Lastenrädern im
Stadtgebiet ausgefahren.
Von CDU und FDP kam keine Rückmel‐
dung.

Also: Die meisten Plakate landen (zwar
meistens recyclebar) am Ende doch in der
Tonne.

Die SPD schreibt auch, dass eine Wie‐
derverwertung von Plakaten an wechseln‐
den Designs scheitere.

Die Partei Volt sieht das anders: Ein
Teil der Plakate wird weiter in andere
Regionen geschafft, wo ein (Landes- oder
Kommunal-) Wahlkampf noch aussteht –
bei dem Superwahljahr keine Seltenheit.

Dass das natürlich nicht mit jedem
Motiv funktioniert, liegt auf der Hand.

Es macht wenig Sinn, die Münder von
Politiker:innen zu konservieren, die nach
dem Stichtag vielleicht gar nichts mehr zu
lachen haben.

Gemeint sind eher Plakate, auf denen
weniger Personenkult zu sehen ist, mehr
generelle Forderungen, wofür die Partei in
drei Worten steht, Universalzaubersprü‐
che sozusagen.

Die wirken nämlich durchaus ein
ganzes Jahr und könnten 2021 gleich
achtmal aufgehängt werden.

Spätestens in der nächsten Legislaturperi‐
ode sollten dann aber wieder neue her –
sonst könnte es scheinen, als ob nichts
erreicht worden sei.

Wobei es mir lieber wäre, in vier
Jahren noch Plakate mit dem 1,5 Grad Ziel
zu sehen, statt neugedruckte Exemplare,
auf denen schon zur 2 hochkorrigiert
werden musste.

Eine Wand für alle

In Muggensturm, einem malerischen Fleck
auf der baden-württembergischen Land‐
karte, wird noch ein anderes Konzept ver‐
folgt:

An den Ortseingängen und am Fest‐
platz in der Gemeinde gibt es große Stell‐
wände, auf die rund zwölf Plakate passen.
Jede Partei hat dort Platz, ihre Werbung
wetterfest anzubringen. Sonst ist im Dorf
keine Spur vom institutiven Um-die-
Wette-grinsen.

Dadurch, dass Muggensturm nicht son‐
derlich groß ist und jede:r zwangsläufig
mal an den Ortsgrenzen mit ein paar Pla‐
katen konfrontiert wird, wirkt sich das
auch nicht negativ auf die Wahlmotivation
aus. Verglichen mit den umliegenden
Gemeinden hat Muggensturm mit durch‐
schnittlich 75-80% eine rege Wahlbeteili‐
gung.

Es braucht also nicht immer ein buntes
Bombardieren mit Parteifarben an jeder
Ecke.

Und auch zwanzig mal die gleichen
Motive hintereinander auf dem Nachhau‐
seweg auf der Kennedybrücke motivieren
eher, schneller zu fahren, als vom Rad
abzusteigen, um sich die Forderungen
genauer anzusehen.

Jedes zweite Plakat

Ich bin hin und hergerissen, ob ich genervt
oder geehrt bin, an das unglaubliche Privi‐
leg, mitentscheiden zu können, erinnert zu
werden.

Ich verstehe auch, dass Plakate das
einfachste Medium sind, um die Massen zu
erreichen und zum Wählen zu motivieren.
Aber es ist eben nicht das einzige. Es gibt
auch TV-Spots, Pressemeldungen, persön‐
liche Wahlkampfstände, das Internet.

Meine Lieblingsplakate sind also die,
die man nicht sieht.

Jedes zweite Plakat, auf das verzichtet
wurde, ist das, was bei mir am besten plat‐
ziert ist.

Es ist am Ende immer eine Gratwande‐
rung zwischen demonstrativem Abfall und
demokratischem Anspruch. ‖ Dorit Selting

Papierkrieg. Ein relevanter Rohstoff in jedem Wahlkampf. Foto: dengmert (Pixabay)
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D ie Bundestagswahl steht vor der
Tür und ein weiteres Mal sind die
Wahlberechtigten vor die Qual der

Wahl gestellt. Zwar sollte unter den zur
Wahl antretenden 47 Parteien für jede:n
etwas dabei sein, doch verknappt sich das
Angebot unter Berücksichtigung der 5-%-
Hürde nach aktuellen Umfragen auf sechs
aussichtsreiche Parteien.

Bei der Wahl also werden die meisten
Menschen Kompromisse machen müssen,
schließlich ist eine genaue Übereinstim‐
mung mit einer von sechs Parteien
unwahrscheinlich. Je nach eigener politi‐
scher Orientierung, kann dies allerdings
zunehmend schwerfallen. Auf der rechten
Seite des politischen Spektrums etwa
findet sich keine Partei mehr, die einen
inhaltlich reichen Konservativismus ver‐
tritt. Die CDU, die lange Zeit die konserva‐
tive Position monopolisiert hatte, öffnete
sich unter Kanzlerin Merkel zunehmend
gesellschaftspolitisch progressiven Positio‐
nen oder sah zumindest ein, dass ein
Bremsen zur Erlangung der Wähler:innen‐
gunst nicht weiter vorteilhaft ist. Ergebnis
ist eine zumindest zeitweise vordergrün‐
dig behauptete migrationsfreundliche Hal‐
tung, die Zustimmung zur Ehe für Alle
oder der Versuch zum Beispiel Markus
Söders, sich als Vorreiter des Umwelt- und
Klimaschutzes zu inszenieren. Die AfD
versucht dies aufzufangen, indem sie
einen gesellschaftspolitischen Rollback
verspricht. Ihr äußerer Lack ist allerdings
zu dünn, um über ihre rechtsextremen
Ausrichtungen und die Nähe einiger ihrer
Mitglieder und Formationen zum Neonazi-
Milieu hinwegzutäuschen. Die FDP hinge‐
gen stellt zunehmend ihre wirtschaftspoli‐
tischen Forderungen in den Vordergrund
und dürfte damit Wähler:innen enttäu‐
schen, die ein klassisches bürgerrechtli‐
ches Angebot, ohne die immer wieder

geschmähte „rot-grüne“ Identitätspolitik
oder Umverteilung wünschen.

Schwieriger noch könnte die Wahlent‐
scheidung Wähler:innen fallen, die sich
der linken Seite des politischen Spektrums
zuordnen. Jede der drei klassischerweise
als „links“ verstandenen Parteien, also
SPD, Grüne und Linke, sind über die letz‐
ten acht Jahre eher nach rechts als nach
links gerückt. Der „political compass“
(siehe Infobox) zum Beispiel schätzt nur
noch Die Linke als eine Partei ein, die in
ihren auf die Wirtschaft bezogenen Forde‐
rungen im linken Spektrum liegt und
attestiert SPD und Grünen außerdem eine
zunehmende Orientierung an einem auto‐
ritäreren Staatsverständnis. Beispiele für
diese Tendenzen sind die seit 2013 deut‐
lich abgeschwächten Umverteilungsforde‐
rungen, aber auch die strengere Asyl- und
Sicherheitspolitik, die von allen drei
„linken“ Parteien, insbesondere aber von
SPD und Grünen, mitgetragen werden.

Die Stimme verweigern

Ist man von den für einen persönlich
infrage kommenden Parteien enttäuscht,
wird man sich entscheiden müssen: Das
kleinste Übel wählen oder niemanden
wählen?

Das Nichtwählen ist vielen überzeug‐
ten Demokrat:innen ein rotes Tuch. Nicht
selten werden Nichtwählende bzw.
Stimmverweigernde pauschal als desinter‐
essiert oder zu faul abgetan und die Sym‐
bolkraft der Stimmverweigerung unter‐
schätzt.

Aus welchen Gründen Menschen
keiner Partei ihre Stimme geben, ist in den
amtlichen Ergebnissen leider kaum durch‐
sichtig, es helfen eher Meinungs- und Ein‐
stellungsforschung. Will man keiner Partei
seine Stimme geben, gibt es zwei Möglich‐

keiten: Entweder man bleibt dem Wahllo‐
kal oder dem Briefkasten fern und gibt erst
gar keinen Wahlzettel ab. Dieses Vorgehen
wird unter der Gruppe der Nichtwähler:in‐
nen erfasst, die 2017 einen Anteil von 23,8
% einnahm. Oder man macht den Stimm‐
zettel ungültig. Das bedeutet, kein Kreuz
zu setzen, zu viele Kreuze zu setzen, den
Wahlzettel zu beschmieren oder zu kom‐
mentieren. Ungültig waren 2017 1 % der
Zweitstimmen. Bei der Darstellung der
ungültigen Stimmen durch die Bundes‐
wahlleitung bleibt unersichtlich, aus wel‐
chen Gründen der Wahlzettel ungültig
war. Unklar ist deshalb, ob ungültigen
Stimmen ein unbeabsichtigter Fehler
zugrunde liegt oder sie eine Stimmenthal‐
tung ausdrücken sollen. Im deutschen
Wahlsystem ist es folglich schwierig, eine
eindeutig als Enthaltung interpretierbare
Stimme abzugeben. In Frankreich zum
Beispiel ist das möglich: Nicht markierte
Wahlzettel (vote blanc) werden durch die
Wahlleitung im Endergebnis separat aufge‐
führt. Rechnerisch hat es übrigens keine
Auswirkungen auf das Wahlergebnis, ob
ungültig oder gar nicht gewählt wird.

Druck von Rechts

Bei der Nichtwahl ist allerdings eine
Gefahr zu bedenken: Jede Stimme die
nicht abgegeben wird, setzt die notwen‐
dige Stimmenzahl herab, die Parteien
brauchen um einen weiteren Sitz zu erlan‐
gen. Das macht es für Parteien mit einer
festen Wähler:innenbasis, die Schwierig‐
keiten haben, größere Teile der Bevölke‐
rung für sich zu mobilisieren, einfacher,
stark im Bundestag vertreten zu sein. Ist
die Wahlbeteiligung niedrig, fällt es der
rechtsextremen AfD zum Beispiel leicht,
mehr Mandate im Bundestag zu erringen –
vorausgesetzt die Nichtwählenden Perso‐

Auch Stimmenverweigerung ist eine Wahl

Warum nicht
nicht?

Es
sa
y



nen hätten nicht AfD gewählt. Dass die
AfD deshalb regieren wird, ist sehr
unwahrscheinlich. Trotzdem bedeutet
jeder zusätzliche Sitz einen verstärkten
Geld- und Ressourcenzufluss in die Par‐
teistrukturen, insofern Abgeordnete Mitar‐
beiter:innen anstellen oder Büros mieten
können. Einige AfD-Abgeordnete auf
Bundes- und Landesebene nutzen diese
Möglichkeit, um Personen in Lohn und
Brot zu bringen, die gegenwärtig oder ehe‐
mals in vom Verfassungsschutz als neona‐
zistisch eingestuften Organisationen aktiv
sind oder waren.[1] Die Nichtwahl bzw.
die ungültige Wahl, so ein häufig vorge‐
brachtes Argument, fördere also indirekt
die Finanzierung von offenen Rechtsextre‐
men.

Daraus zu folgern, dass die Stimment‐
haltung deswegen grundsätzlich unverant‐
wortlich ist, wäre allerdings etwas vor‐
schnell. Immerhin ist Teil des
Erfolgsrezeptes der AfD, den Diskurs
demokratischer Parteien durch provo‐
kante, teils offen menschenfeindliche
Statements und Positionen, und durch
aggressives in den Vordergrund bringen
der eigenen Agenda vor sich herzutreiben.
Sie schafft es, indem sie die ständige Aus‐
einandersetzung sucht, sich als Partei
immer wieder ins Rampenlicht zu bringen
und ihre Themen zu setzen. Ihr Narrativ
wird somit Taktgeber auch des politischen
Handelns. Die von der AfD aufgeblasene,
vermeintlich allgegenwärtige Gefahr des
Terrorismus, die Halluzinierung gefährli‐
cher „No-Go-Areas“ oder der angeblich
drohende Untergang der deutschen Leit‐

kultur, wurden von politisch Verantwortli‐
chen zunehmend übernommen und in
konkrete Maßnahmen übersetzt. Das Asyl‐
recht wurde immer weiter verschärft, die

EU verkauft sich an autokratische Regime
wie die Türkei, um Fluchtbewegungen vor
ihren Grenzen zu stoppen oder die jeweili‐
gen Landesregierungen verschärfen Poli‐
zeigesetze und strapazieren dabei den
Rahmen des Rechtsstaatlichen. Glückli‐
cherweise geht diese Strategie der AfD bei
der diesjährigen Bundestagswahl kaum
auf – immerhin wird vor allem über Las‐
tenfahrräder und unsauber geschriebene
Bücher gesprochen.

Trotzdem würde die zwanghafte
Stimmabgabe, die aus einer Angst vor der
Stärkung der AfD resultiert, bedeuten,
dass die AfD auch diesen Bereich der
demokratischen Partizipation noch unter
Druck setzt. Bleibt das Diktum maßgeb‐
lich, dass die Nichtwahl ob der potentiel‐
len Stärkung der AfD unerhört sei, entfällt
ein wichtiges korrektives Instrument, um
Tendenzen in der Parteienlandschaft abzu‐
strafen, die für Wähler:innen persönlich
nicht mehr hinnehmbar sind. Den Parteien
wird es so zu einfach gemacht: Unabhän‐
gig davon, wie weit sie von ihren traditio‐
nellen Positionen abweichen oder wie
weit sie politisch nach rechts rücken: Auf
die Stimmen ihres Stammklientels können
sie sich verlassen. Gleichzeitig sind die
„Langzeitnichtwähler:innen“ in der Ten‐
denz eher rechts orientiert, 2016 zeigten
37 % ein „deutlich rechtspopulistisches
Einstellungsmuster“[2]. Um dieses unge‐
nutzte Stimmenpotential zu nutzen, ist es
für die Parteien also grundsätzlich oppor‐
tun, mit rechteren Tönen, Handlungen
und Programmen auf Stimmenfang zu
gehen. Gleichzeitig ist die Rückversiche‐
rung über das Stammklientel nicht nötig,
weil das in guter demokratischer Manier
sowieso wählen geht.

Zugegeben ist die obige Argumenta‐

tion sehr spekulativ. Es ist fraglich, ob ein
Rückgang der Gesamtstimmenanzahl Par‐
teien zum Nachdenken anregen würde.
Das Risiko, dass er zu nichts weiter als zu
einem Erstarken der AfD führen könnte,
auf dem diese dann aufbauen kann, ist
nicht von der Hand zu weisen. Insbeson‐
dere in Ostdeutschland, wo ein weiteres
Erstarken der AfD diese zur stärksten Kraft
machen und Regierungsunfähigkeit
bedeuten könnte, ist das Nichtwählen ein
Spiel mit dem Feuer. Solange es also noch
Parteien gibt, die der persönlichen Ein‐
schätzung nach immerhin Schritte in die
richtige Richtung machen, ist das wohl die
sicherere Option. Gleichwohl sollte die
Stimmverweigerung immer als Notbremse
im Hinterkopf behalten werden, falls die
Parteienlandschaft der eigenen politischen
Orientierung in ihrer Gesamtheit funda‐
mental widerspricht.

Zwangfrei und gezwungen

Dass die Möglichkeit der Stimmverweige‐
rung durch eine rechtsextreme Partei risi‐
kobehaftet ist, war nicht immer so. Zwar
gab es vor 2013 hin und wieder kurze Auf‐
blitzer von Parteien wie der NPD, den
Republikanern oder der DVU, die aller‐
dings jedes Mal an der 5 %-Hürde scheiter‐
ten. Erst mit der Bundestagswahl 2017
war klar, dass es zukünftig eine Partei
rechtsaußen geben wird, mit der zu rech‐
nen ist.

Von der Problematik der mittelbaren
Stärkung der AfD durch die Stimmenthal‐
tung abgesehen, gibt es eine Reihe von
älteren Argumenten, die die Wichtigkeit
des Wählens begründen sollen. Die gängi‐
gen lassen sich in zwei Kategorien eintei‐
len: Solche, die die ideelle Wichtigkeit des
Wählens hervorheben und jene, die den
Einfluss einer Wahlstimme auf die tatsäch‐
lichen politischen Entwicklungen im Land
stark zu machen versuchen. Im Vorfeld
einer Wahl tauchen allerlei Variationen
der immer gleichen Argumente in den
vielfältigen Werbekampagnen fürs Wählen
auf, die Bundes- und Landeszentralen für
politische Bildung, Zeitungen und Medien
oder auch Vereine, politische Verbände
und dergleichen lancieren. Spitzenreiter
bei den Aufzählungen ist der Hinweis
darauf, dass das Wahlrecht ein Privileg
sei, das man „nicht achtlos vergeuden“[3]
solle. In ihm bekundet sich ein seltsames
Verständnis von „Recht“ und „Privileg“.
Es wird so dargestellt, als würde beides
grundsätzlich infrage gestellt, nur weil es
hin und wieder nicht ausgeübt wird. Die
Stimmverweigerung stellt allerdings nicht
das Wahlrecht grundsätzlich infrage oder
tut es als wertlos ab. Sie trägt vielmehr

»Das Nichtwählen ist vielen überzeugten
Demokrat:innen ein rotes Tuch. Nicht selten

werden Nichtwählende bzw. Stimmverweigernde
pauschal als desinteressiert oder zu faul abgetan
und die Symbolkraft der Stimmverweigerung

unterschätzt.«

»Die einzelne Stimme wird erst durch die Masse
wirksam, doch die Masse bedarf der

einzelnen Stimme.«
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dem Rechnung, dass das Wahlrecht nicht
an sich selbst wirksam ist, sondern nur
durch die Verfügbarkeit von für die Wäh‐
lenden infrage kommenden Optionen. Die
grundsätzliche Bereitschaft zur Stimmver‐
weigerung hält das Wahlrecht gewisser‐
maßen höher als das unbedingte Wählen.
Schließlich beinhaltet sie, dass es ein
Wahlangebot geben kann, das die Aus‐
übung des Wahlrechts nicht wert ist. Hin‐
gegen wird das Wahlrecht entwertet und
herabgesetzt, wenn es für Beliebiges her‐
gegeben werden soll, das die Wünsche und
Interessen der Wählenden kaum repräsen‐
tiert (diese Zuspitzung gilt insbesondere
für zwei-Parteien-Demokratien, wobei es
sicherlich auch in Deutschland Menschen
gibt, die sich mit keiner Partei wohlfüh‐
len). Ein weiteres Argument aus der ideell-
theoretischen Richtung ist, dass eine hohe
Wahlbeteiligung unerlässlich ist, um einer
Regierung Legitimität zu verleihen. Die
Landeszentrale für politische Bildung
Baden-Württemberg „droht“ sogar damit,
dass eine zu geringe Wahlbeteiligung eine
Wahlpflicht nötig machen könnte[4], wie

es sie beispielsweise in Belgien oder Grie‐
chenland gibt (faktisch aber nicht durch‐
gesetzt wird). Zwar gibt es bei Wahlen in
Deutschland kein Quorum, das zu ihrer
Gültigkeit erreicht werden muss, trotzdem
stimmt es natürlich, dass die Demokratie
in eine Krise stürzen würde, wenn das Par‐
lament nicht mehr durch eine Mehrheit
der Bevölkerung gewählt wäre. Ginge die
Tendenz dorthin, wäre es allerdings genau
das Falsche, die Legitimierung durch die
Bevölkerung mit einer Wahlpflicht zu
erzwingen. ielmehr müssten grundsätzli‐
che Gedanken und Vorschläge formuliert
werden, um das politische System und das
Parteiensystem so zu reformieren, dass
diesen die Mehrheit der Bevölkerung
wieder zustimmen kann. Niedrige Wahl‐
beteiligung ist aber auch nicht zwingend
ein Nachweis für mangelndes Vertrauen in
die Politik: Einer Studie der Bertelsmann-
Stiftung zufolge ist das Vertrauen der
Menschen in Kommunalpolitiker:innen
verglichen mit Landes- oder Bundespoliti‐
ker:innen zwar am höchsten – die Wahlbe‐

teiligung aber trotzdem deutlich niedriger
als bei Bundestagswahlen.[5]

Eine geringe Wahlbeteiligung lässt
also keine eindeutige Diagnose über den
Zustand der Demokratie und die Haltun‐
gen der Nichtwähler:innen zu. Dies wird
wiederum als Argument gegen die Stimm‐
verweigerung gewendet. Schließlich
können bei einer Stimmverweigerung ihre
Gründe nicht zum Ausdruck gebracht wer‐
den.[6] Es wird nicht transparent, ob es
sich um eine politische oder um eine
unpolitische Nichtwahl handelt. Abgese‐

hen davon, dass man auch bei Wählenden
nie sicher sein kann, inwieweit ihre Ent‐

scheidung politisch abgewogen ist oder
zufällig bzw. nach Gewohnheit getroffen
wurde, ist die Intransparenz vorrangig ein
Problem das durch die Beschaffenheit des
Wahlzettel und durch die Wahlauswertung
entsteht. Wie oben schon erwähnt, gibt es
bspw. in Frankreich die Möglichkeit der
Enthaltung durch Blanklassen des Stimm‐
zettels, was im Wahlergebnis separat von
den ungültigen Stimmen dargestellt wird.
Würde Deutschland genauso verfahren,
könnte eine Stimmverweigerung klar als
eine politisch motivierte Handlung
gekennzeichnet und die Wahlfreiheit
erweitert werden.

Neben diesen eher ideell-theoretischen
Überlegungen wird selbstverständlich
auch mit der Einflussnahme argumentiert,
die das Wählen ermöglichen soll. Für eine
Kampagne der Bundeszentrale für politi‐
sche Bildung zur Wahl 2013 hielten junge
Menschen Schilder in die Kamera, auf

»Insbesondere in Ostdeutschland, wo ein weiteres
Erstarken der AfD diese zur stärksten Kraft

machen und Regierungsunfähigkeit bedeuten
könnte, ist das Nichtwählen ein

Spiel mit dem Feuer.«

»Die grundsätzliche Bereitschaft zur
Stimmverweigerung hält das Wahlrecht

gewissermaßen höher als das unbedingte Wählen.
Schließlich beinhaltet sie, dass es ein

Wahlangebot geben kann, das die Ausübung des
Wahlrechts nicht wert ist.«

FW 76 | Seite 7
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denen Slogans wie „Weil meine Stimme
entscheidend sein kann“ oder „Weil ich
etwas verändern will“[7] geschrieben
standen. Rechnerisch hat eine einzelne
Stimme natürlich kaum Gewicht. Bei 60,4
Millionen Wahlbeteiligten ist die Chance,
die entscheidende Stimme abzugeben, die
das Kräftegewicht zugunsten einer ande‐
ren Regierungskoalition beeinflusst, gerin‐
ger als die Wahrscheinlichkeit sechs Rich‐
tige im Lotto zu tippen. Man muss sich vor
Augen führen, dass selbst hinter prozen‐
tual sehr knapp erscheinenden Stimmun‐
terschieden zwischen Parteien immer
noch eine absolute Zahl im sechsstelligen
Bereich liegt. In einem historischen Bei‐
spiel geärgert haben dürften sich aller‐
dings die CDU-affinen Stimmverweige‐
rer:innen 2002. Damals trennten SPD und
CDU nur 6000 Wähler:innen. Ob der rela‐
tiven Schwäche der eigenen Stimme, muss
das Argument der Einflussnahme durch
die Wahl ehrlicherweise dahingehend
abgeschwächt werden, dass der Unter‐
schied sich durch einen kollektiven Zug zu
einer politischen Richtung machen ließe.
Merkbar wirksam wird die eigene Stimme
erst, wenn viele oder besser alle so ent‐
scheiden. Das Wahlergebnis ist also weni‐
ger von einem selbst abhängig, sondern
vielmehr von gesamtgesellschaftlichen
politischen Tendenzen. Eine solche Ten‐
denz braucht natürlich Leute, die auf sie
vertrauen und bereit sind, sie zu tragen.
Die einzelne Stimme wird erst durch die
Masse wirksam, doch die Masse bedarf der
einzelnen Stimme. Gehen zu viele Men‐

schen nicht wählen, die untereinander
ähnliche politische Haltungen teilen,
erfüllen sie gewissermaßen die Prophezei‐
ung der wirkungslosen Stimme. Wer also
möchte, dass die eigene Wahlstimme
Gewicht hat, muss dazu bereit sein, sie in
eine Massentendenz einzureihen – in der
sie als einzelne Stimme freilich untergeht.

Vertrauen oder Risiko

Ob eine Stimmverweigerung persönlich
sinnvoll ist oder nicht, hängt maßgeblich
von den eigenen Überzeugungen ab. Es ist
nachvollziehbar, wenn die Identifikation
mit den Parteien, insbesondere hinsicht‐
lich ihrer Realpolitik, so stark nachlässt,
dass das Wählen mit einem guten Gefühl
unmöglich wird. Andererseits ist es erfreu‐
lich, wenn das zur Wahl stehende Angebot
dazu motiviert, sonntagmorgens zum
Wahlbüro zu schlurfen und eine Stimme
abzugeben, ohne die Möglichkeit der
Stimmverweigerung überhaupt in Erwä‐
gung zu ziehen. Ein eindeutiges Urteil dar‐
über, ob das Wählen oder das Nichtwählen
bzw. ungültig Wählen für das eigene poli‐
tische Interesse und Ideal richtig war,
erlaubt ohnehin erst das Endergebnis. Bis
dahin handelt es sich vor allem um eine
Frage des Vertrauens oder der individuel‐
len Risikofreudigkeit. Soll man die Stimme
verweigern, um der gesamten Parteien‐
landschaft oder gar dem parlamentari‐
schen System zumindest eine zeitweilige
Absage zu erteilen, dabei aber das Risiko
eingehen, am Ende unzufrieden zu sein,

weil man eine:r von vielen war, die zusam‐
men den Unterschied hätten machen
können? Oder soll man wählen gehen,
egal wie groß die kleinsten Übel scheinen
mögen und sich ärgern, falls der präferier‐
ten Partei doch kaum Einfluss zufällt oder
der Kompromissfleischwolf vom gewähl‐
ten Programm nichts übrig lässt? Festhal‐
ten lässt sich zumindest: Auch die Stimm‐
verweigerung ist eine Wahl. Sie sollte als
solche anerkannt und differenziert inter‐
pretierbar gemacht bzw. interpretiert
werden. So können sich Parteien und Poli‐
tiker:innen auch wirklich über jede
Stimme freuen. Denn wenn die Stimmver‐
weigerung kein Tabu ist, erscheint die
Stimmabgabe viel stärker im Lichte einer
überzeugten Zustimmung. ‖ Clemens Uhing

[1]Vgl. Ernst, Amelie u.A.: Das Rechtsextreme Netzwerk in der
AfD-Landtagsfraktion. In: rbb24, 02.09.2021, abgerufen am
10.09.2021 und Biermann, Kai u.A.: AfD-Abgeordnete beschäf‐
tigen Rechtsextreme und Verfassungsfeinde. In: Zeit Online,
21.03.2018, abgerufen am 10.09.2021.
[2]Küpper, Beate: Das Denken der Nichtwählerinnen und Nicht‐
wähler. Einstellungsmuster und politische Präferenzen. Bonn:
Friedrich-Ebert-Stiftung 2017. S. 18.
[3]o.V.: 8 Gründe, wählen zu gehen. In: Wirtschaftsforum
Online, o.D., abgerufen am 10.09.2021.
[4]Vgl. o.V.: 10 Gründe zu wählen. In: Landeszentrale für poli‐
tische Bildung Baden-Württemberg Online, o.D., abgerufen am
10.09.2021.
[5]Gehne, David u.A.: Gute Beteiligung stärkt die lokale Demo‐
kratie. Kommunalpolitik aus Sicht der Bevölkerung. Gütersloh:
Bertelsmann Stiftung 2019. S. 7.
[6]Vgl. Shllaku, Linda: So überzeugt ihr eure Freunde, wählen
zu gehen. In: Radio Hamburg Online, 07.09.2021, abgerufen am
10.09.2021.
[7]o.V.: Warum gehst du wählen… oder 10 Gründe zur Wahl zu
gehen! In: Bundeszentrale für politische Bildung Online, o.D.,
abgerufen am 10.09.2021.

Ideologische Ausrichtungen der Parteien im Vergleich nach Einschätzung von The Political Compass Quelle: https://www.politicalcompass.org/
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Der sogenannte Political Compass ist ein Tool, um die eigene ideologische Orientierung anhand von Fragen auf einer Art Kompass verorten zu lassen.
Die Achsen laufen dabei von „Links“ nach „Rechts“, womit die ökonomischen Ansichten gemeint sind und zwischen „autoritär“ und „libertär“, was die Hal-
tungen zu gesellschaftspolitischen Themen beschreibt. Auf der Seite findet ihr neben dem Test auch Einordnungen von Parteien oder historischen Persönlich-
keiten aller Welt.

https://www.politicalcompass.org/
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Lasst uns
wieder rein!
So war die Demo der Onlineleere
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S eit drei Semestern läuft der Univer‐
sitätsbetrieb in Bonn aufgrund der
Pandemielage nun schon auf Spar‐

flamme. Eine Gruppe von etwa 30 Studie‐
renden, die das nicht mehr hinnehmen
wollen, versammelte sich am Samstag,
den 04.09., am Hofgarten, um für die
Rückkehr zur Präsenzlehre im kommen‐
den Wintersemester zu demonstrieren. Es
handelte sich dabei um den Bonner Able‐
ger der bundesweiten Initiative Online‐
leere, die sich für eine baldige Rückkehr
zum normalen Uni-Alltag einsetzt. Nach
einer Kundgebung mit zwei Reden von
Studierenden ging es mit Geleit der Polizei
und unter den neugierigen Blicken der
Passant:innen am Studierendensekretariat
vorbei zum Poppelsdorfer Schloss. Ich war
für die FW vor Ort und habe mir die For‐
derungen der Initiative angehört.

Die Hauptforderung ist simpel und
unmissverständlich: Lasst uns wieder rein!
Die Uni Bonn soll möglichst schnell wieder
Präsenz in allen Aspekten des Hochschul‐
lebens ermöglichen. Dazu zählt die Initia‐
tive nicht nur die Lehre; im Gegenteil
bestünde das Studierendenleben ausdrü‐
cklich aus mehr als nur den Vorlesungen,
Studienleistungen und Prüfungen. Neben
den Hörsälen sollen auch die Bibliotheken
und die Mensen in vollem Umfang wieder
öffnen. So seien zum Beispiel in der ULB
momentan nur etwa ein Viertel bis die
Hälfte der freien Plätze überhaupt von
Studierenden nutzbar. Darüber hinaus
sollen auch alle Fachbibliotheken wieder

öffnen. Was die Mensen betrifft: Die Zelt‐
mensa am Hofgarten hat seit Längerem
wieder geöffnet; seit dem 1. September ist
auch die Campo Mensa in Poppelsdorf
wieder auf, jedoch nur für Studierende
und Universitätsangehörige und auch nur
das Erdgeschoss. Letztlich soll auch der
Hochschulsport im Wintersemester wieder
wie gewohnt stattfinden dürfen.

In ihrer Argumentation bezogen sich
die Redner:innen auf Artikel 26 der Allge‐
meinen Erklärung der Menschenrechte,
laut dem „die Bildung auf die volle Entfal‐
tung der menschlichen Persönlichkeit und
auf die Stärkung der Achtung vor den
Menschenrechten und Grundfreiheiten
ausgerichtet sein muss.“ Auf Dauer sehen
sie dies bei der Onlinelehre nicht gegeben.
Die individuelle Persönlichkeitsentfaltung
der Studierenden lebe vom Kontakt mit
Kommiliton:innen und Lehrenden und von
der Vernetzung untereinander. Momentan
beklagt sich eine signifikante Menge an
Studierenden laut der Befragung der Uni‐
versität vom Sommersemester 2020
jedoch über Konzentrationsprobleme; die
Mehrheit gab an, dass das Studium von
zuhause schwerer zu bewältigen sei als in
Präsenz. Motivationsverlust, psychische
Folgen, Studienabbrüche: All dies sehen
die Mitglieder der Onlineleere als Indika‐
tor, dass man baldigst zum Präsenzbetrieb
zurückkehren müsse. Auch wünschen sie
sich Angebote, um Defizite, die in den ver‐
gangenen drei Semestern möglicherweise
entstanden sind, wieder aufzuholen.

Vor allem vermisse sie das Miteinander
mit ihren Kommiliton:innen und die Mög‐
lichkeit, Fragen zu stellen, so eine der Red‐
ner:innen. Die Uni hätte lang genug Zeit
gehabt, ein funktionierendes Konzept für
Präsenz- oder zumindest Hybridlehre zu
entwickeln. Die Forderung: Ein sinnvolles
und flexibles Konzept, gerne im Hybridfor‐
mat, das gut an die momentane Pandemie‐
lage anzupassen ist. Des weiteren sei es
auch nicht mehr realitätsnah, sich genauso
vorsichtig zu verhalten wie zu Beginn der
Pandemie, da ein großer Teil der Studie‐
renden und Lehrenden mittlerweile
geimpft sei. Die Universität solle zusätz‐
lich zu den Vorgaben der Politik keine
eigenen Maßnahmen treffen. An dieser
Stelle distanzierten sich die Rednerinnen
deutlich von jeglichen Coronaleugner:in‐
nen, Verschwörungstheoretiker:innen und
sonstigen Schwurbler:innen. Man sei ein‐
deutig für die Eindämmung des Coronavi‐
rus und wünsche sich ein effektives Hygie‐
nekonzept. Tatsächlich hatte auch ich die
Befürchtung, dass die Veranstaltung von
diesen Gruppierungen unterwandert
werden könnte, doch das war nicht der
Fall. Die Masken- und Abstandspflicht
wurden vorbildlich von allen Teilnehmen‐
den eingehalten.

Deutlich wurde auch die Frustration
der Demonstrierenden angesichts der Öff‐
nungen in anderen Bereichen wie dem
Sport oder der Gastronomie – man fühle
sich von der Politik vergessen und von der
Universität schlecht informiert. Daher
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lautet eine der Forderungen: Die Kommu‐
nikation der Hochschule mit den Studie‐
renden muss sich verbessern. Sie soll
transparenter sein und es müsse mehr Pla‐
nungssicherheit geben. Viele Studierende
hätten finanzielle Probleme oder wohnen
momentan gar nicht in Bonn. Gerade für
sie sei es wichtig, dass sie früher darüber
informiert werden, in welchem Modus das
kommende Semester stattfinden wird.
Auch sollen Prüfungsformen frühzeitiger
kommuniziert werden, mindestens zwei
Monate im Voraus.

Zudem übten die Redner:innen Kritik
an der Art und Weise, wie die Onlinelehre
in den vergangenen Semestern stattgefun‐
den hat. Beispielsweise gäbe es große
Unterschiede zwischen den Fakultäten im
Umgang mit der Aufzeichnung von Zoom-
Vorlesungen. Während es in einigen
Fakultäten ganz normal sei, dass Vorlesun‐

gen aufgezeichnet werden, so sei dies in
anderen Fakultäten aus Datenschutzgrün‐
den nicht möglich. Hier wünsche man
sich, dass die Universität für Einheitlich‐
keit sorgt. Darüber hinaus plädierten die
Redner:innen für kreative Wege, Studie‐
rende in die Hörsäle zu bringen. So wurde
beispielsweise der Vorschlag eines Rotati‐
onsmodells laut, bei dem die Studierenden
mal im Hörsaal und mal von zuhause an
den Veranstaltungen teilnehmen können.
Aber es gab natürlich nicht nur Klagen und
Kritik. Die Veranstalter:innen bedankten
sich bei der Hochschule dafür, dass sie
sich trotz der schwierigen Lage von
Anfang an bemüht hat, den Studierenden
eine qualitativ hochwertige Bildung zu
ermöglichen. Ebenso sehen sie die Digita‐
lisierung, die in den letzten anderthalb
Jahren gezwungenermaßen stattfinden
musste, als Chance für die Zukunft. Den‐

noch bleibt es dabei: Selbst die beste
Onlineveranstaltung kann eine Präsenz‐
veranstaltung nicht ersetzen.

Mein Fazit: Auch, wenn nicht so viele
Menschen da waren, wie erwartet, sind die
Forderungen der Onlineleere klar und
sinnvoll. Alle sehnen sich – verständlicher‐
weise – danach, die Uni wieder (oder zum
ersten Mal) von innen zu sehen, die Mit‐
studierenden (wieder) kennenzulernen
oder in der Bib zu lernen. Doch dieses Ziel
wird wohl nur schrittweise zu erreichen
sein, denn wie viele Veranstaltungen kom‐
mendes Semester in Präsenz angeboten
werden können, ist von Fakultät zu Fakul‐
tät unterschiedlich. Nichtsdestotrotz
können viele Dinge verbessert werden,
insbesondere in puncto Kommunikation
mit den Studierenden, damit wir alle ein
etwas normaleres Wintersemester haben
können. ‖ Lily Hußmann

»Momentan beklagen sich eine signifikante Menge an
Studierenden laut der Befragung der Universität vom

Sommersemester 2020 jedoch über Konzentrationsprobleme; die
Mehrheit gab an, dass das Studium von zuhause schwerer zu

bewältigen sei als in Präsenz.«

Fotos: Bastian Rütz

Die Onlineleere hält euch übrigens auf Instagram unter @onlineleerebonn über kommende Aktionen auf dem Laufenden.
Außerdem haben Bonn.fm ein Interview mit der Onlineleere geführt, das ihr auf deren Website lesen könnt.

Die Studierendenbefragung zum Sommersemester 2020 könnt ihr hier nachlesen: https://www.uni-bonn.de/de/neues/201-2020.

https://www.uni-bonn.de/de/neues/201-2020
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Analog
Und von kollektiv individuellen reels
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I ch habe diesen Sommer eine Analogkamera besessen.
Obwohl–

Nein, damit will ich nicht sagen, dass der Sommer
vorbei ist, es ist nur der Film, der voll ist.

Und nein, Analogkamera passt eigentlich auch nicht.
Es war eine dieser schwarzen Einwegkameras, die

man auch als Kind hatte und bei denen man, wenn man
das Rädchen richtig gedreht hat, exakt 27 Bilder auf dem
Film zur Verfügung hat. In meinem Fall blieben also nur
25.

Aber diese 25 Bilder sind besonders.
Besonders basic zwar auch, weil ich weiß, dass das

gerade ein Trend ist. Deswegen habe ich die Kamera ja
überhaupt.

Aber eben auch besonders:

Wieso Fotografie fasziniert

Es ist kein Wunder, dass “die Welt mittels großer Linsen
in Scheiben schneiden” wie Ronny es nennt, ein Kunst‐
stück ist, das zahlreiche Ausstellungshallen füllt und
Museumswände schmückt.

In einem Roman über die berühmte Fotografin Lee
Miller (“Die Zeit des Lichts”, Whitney Scharer) wird
beschrieben, dass es darum geht, sich zu entscheiden, “für
einen einzelnen Moment in einem Strom tausender poten‐
tieller Momente, und diese Auswahl, die Entscheidung,
ihn aus seinem Kontext zu entfernen, ist Teil der Kunst”.

Fotografieren ist also Erkenntnis, Wirklichkeitsabbil‐
dung. Auch wenn es nur die Realität eines Augenblicks
ist.

Jedenfalls mag ich das Vergängliche von den Analog‐
fotos. Wenn man einmal Kaffee drauf geschüttet, es zwi‐
schen Buchseiten vergessen hat oder irrtümlich mitsamt
sich auf dem Boden der Tasche rollender Kassenbons
weggeworfen hat – dann ist das Bild nicht mehr da.

Kein ewig langes Suchen und Scrollen.
Es ist nicht da. Aber der Moment ja auch nicht.
Deswegen ist das Analogfoto das authentischste, das

die Fotografiewelt zu bieten hat.

Apropos Authentisch –

Es scheint, dass die sozialen Medien gerade versuchen,
sich dieses Wort zu eigen zu machen.

Alles ist plötzlich authentisch –
Authentisch ästhetisch.
Ästhetik, das ist das Schema, das man vorgesetzt

bekommt, wenn man auf die gefährliche Lupe oder “Dis‐
covery”-Funktion bei Instagram tippt. Man erhält einen
Katalog an essentials, was man also wie zu tragen, zu tun
und zu kaufen hat, um genau den vibe auch zu catchen.

Plötzlich klimpert sodann Chopin oder Ludovico Ein‐
audi zu wahllosen Sequenzen der routines in den reels.

Das ist eine Art Kombination von To-Dos auf der
“living my best life”-Liste, die es zur Entspannung abzuha‐
ken gibt.

Jedenfalls sieht man eine perfekt manikürte Hand, die
sich nach dem Wecker ausstreckt; Sit-Ups im Zeitraffer;
undefinierbarer Schaum, wahrscheinlich die Dusche;
wieder Wasser, dieses Mal kochend auf grünen Blättern in
einer Trinkschale; prätentiöses Seitenumblättern;
Gemüse, das Mixerwände befeuert und dann smooth gift‐
grün blendet.

I won’t lie – ich liebe diese Videos. Es ist super beruhi‐
gend zu sehen, dass unterm Strich auch alle anderen hin
und wieder ziellose Spaziergänge machen und sich
freuen, wie die glitzernde Reflektion der Sonne auf dem
Wasser tanzt.

Und, dass auch der banalste Alltag irgendwie filmreif
ist, wenn nur die passende Hintergrundmusik dudelt.

Aber es ist auch toxisch. Ich hänge dann nämlich quer
mit dem Kopf nach unten auf meinem Bett, dessen Tages‐
decke ich heute noch nicht aufgeschüttelt habe und fühle
mich direkt miserabel.

Ich glaube das kommt halt daher, weil wir, wie Matt
Haig (in seinem Bestseller “Notes on a Nervous Planet”)
sagt, im Internet immer unsere schlechtesten Stückchen
mit den Besten der anderen vergleichen. Dabei hat auch
schon Theodore Roosevelt erkannt: “Comparison is the
thief of joy”.

Matt Haig schlägt vor, statt der üblichen Apps lieber
unsere Gedanken zu scrollen.

Über unsere eigenen Eindrücke zu grübeln.
Ich möchte am Ende des Tages am liebsten an etwas

denken, was ich selbst gesehen (und vielleicht auch foto‐
grafiert) habe und nicht an etwas, was ich nur durch die
High End Camera eines mir fremden Phones zu Gesicht
bekomme.

„Wir verbringen sowieso zu viel Zeit in den Gedanken
anderer Leute.“

Das ist übrigens ein Satz, den ich ironischerweise in
einem Podcast (namens “Und was machst du am Wochen‐
ende so?” von Ilona Hartmann und Christoph Amend)
aufgeschnappt habe und somit in fremden Gedanken über
fremde Gedanken nachgedacht habe.

Ilona Hartmann hat in ihrer Kolumne über diese
Tücken außerdem geschrieben: “Wer inspiriert ist, scrollt
nicht.” Und es stimmt. Wenn mich etwas wirklich faszi‐
niert – ein Buch, ein Gespräch, ein bestimmter Song –
dann muss ich vorher nicht kilometerweit scrollen, um
das zu wissen.
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»Während wir also alle so
bereitwillig ganze Galerien unserer
Selbst im Internet zur Schau stellen,
dann mag ich den Gedanken, dass
ein paar Momente bleiben, ohne
jemals in einem dieser viereckigen
Bildschirme der Anderen gewesen zu
sein, auf irgendwelchen Servern
zwischengelagert wie Atommüll.«
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Deshalb also Analog

Während wir also alle so bereitwillig ganze
Galerien unserer Selbst im Internet zur
Schau stellen, mag ich den Gedanken, dass
ein paar meiner Momente bleiben, ohne
jemals in einem dieser viereckigen Bild‐
schirme der anderen gewesen zu sein, auf
irgendwelchen Servern zwischengelagert
wie Atommüll.

Bleibt dort irgendwie, obwohl (oder

gerade weil?) es keinen interessiert.
Deswegen wird niemand alle meine

Analogfotos zu Gesicht bekommen. Sie
sind auch nicht wirklich spannend.

Es ist eine halb ausgetrunkene Tasse
Kaffee mit Flecken von Lippenpflegestift
(kein verlinkter roter Chanel). Das Gelän‐
der der Kennedybrücke. Ein nasses Hand‐
tuch aus dem Urlaub am Strand. Die
Fusilli-Locken von jemandem, den ich
unglaublich attraktiv finde. Das Grinsen

(nur das Grinsen) meiner besten Freundin.
Der Backofen von zuhause.

Wahnsinnig langweilig irgendwie, ich
weiß. Aber anders als die reels eben wirk‐
lich real.

Und schon halb verloren, weil sie die
Kühlschränke befreundeter WGs zieren,
anstatt auf ewig digital konserviert zu
sein.. ‖ Dorit Selting

Die Stranddusche ist nicht nur im reel ein brilliant banales Motiv Foto: Dorit Selting

FW 75 | Seite 14
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Die Zeiten sind
spannend

D er Bundestagswahlkampf ist in
vollem Gange, in der sogenannten
heißen Phase, also in den letzten

Wochen vor der Wahl. Für viele jüngere
Wähler:innen ist dies das erste Mal, dass es
nicht schon vor der Wahl abzusehen ist,
welche Partei und welche Person die Regie‐
rung anführen werden. Es ist das erste Mal
seit 16 Jahren, dass es wahrscheinlich
scheint, dass die Regierung nach der Wahl
nicht konservativ dominiert wird. Es sieht
danach aus, als könnten sowohl SPD, die
Grünen, als auch die bisher mit Kanzlerin
Merkel die Regierung anführende CDU rea‐
listische Chancen haben, das Kanzler:in‐
nenamt für sich zu gewinnen. Aber nicht
nur die Tatsache, dass dieser Wahlkampf
zum ersten Mal seit Jahren ein offenes
Rennen zu sein scheint, macht diesen
Wahlkampf und diese Wahl bemerkens‐
wert. Auch der ökonomische, politische
und gesellschaftliche Kontext, in dem diese
Wahl stattfindet, ist kaum mit dem anderer
Wahlen der letzten Jahre zu vergleichen.

Zum einen ist die Corona-Krise, die nach
wie vor alles andere als vorbei ist, die
größte globale Pandemie seit der Spani‐
schen Grippe samt ihrer politischen

Folgen wie der Querdenken-Bewegung
und anderen Verschwörungsideolog:in‐
nen, die eine sich in auch nahezu epidemi‐
scher weise ausbreitende Wissenschafts‐
feindlichkeit repräsentieren, ein unbeant‐
wortetes Fragezeichen. Zum anderen
zeigen sich die sozialen Interessenskon‐
flikte in der BRD immer offener, was sich
nicht zuletzt anhand der Tatsache zeigt,
dass die Unzufriedenheit mit Parteien, die
eine wirtschaftsliberale Linie vertretenen,
so groß ist, dass laut Umfragen eine Kolla‐
tion aus SPD, Grünen und Linken zu den
beliebtesten Varianten gehört. Auch der
aktuelle Streik der Lokführer:innen
Gewerkschaft GDL sowie die von vielen
Medien an ihm geübte Kritik kann als
Indiz für diese zugespitzten Gegensätze
interpretiert werden. Zudem ist nach dem
Scheitern des von Deutschland mitgeführ‐
ten Afghanistan-Krieges, dem Ende der
westlichen Besetzung des Landes und der
Machtergreifung der reaktionären Taliban
Miliz die gesamte außenpolitische Aus‐
richtung der westlichen Demokratien seit
dem Ende des Kalten Krieges als geschei‐
tert zu betrachten, da sie insbesondere in
den Ländern, die man „demokratisieren“
wollte, zu nichts als vermehrtem Terror

und religiösem Fanatismus geführt hat.
Ebenso ungelöst und mindestens ebenso
dringend droht die Klimakatastrophe, wie
dem IPCC-Bericht von 2021 zu entnehmen
ist, nun noch schneller zu eskalieren als
bisher angenommen wurde. Diese Dyna‐
mik der Katastrophe äußert sich bisher in
steigenden Durchschnittstemperaturen und
immer häufiger und heftiger auftretenden
Extremwetterereignissen – Wetterereig‐
nisse wie dasjenige, das in Deutschland zu
der Flutkatastrophe im Ahrtal und an
vielen anderen Orten geführt und die in
anderen Ländern diesen Sommer zu lang
anhalten Dürren, Wasserknappheit und
Waldbränden geführt haben. Dies sind nur
einige der vielen Faktoren, welche die
aktuellen Verhältnisse zu einer sehr dra‐
matischen politischen Lage machen; so
wären noch die nach wie vor wachsende
politische Macht der radikalen Rechten,
die Tendenz zur Verdrängung vieler Men‐
schen aus Städten zugunsten einiger Weni‐
ger, die es sich noch leisten können in den
Stadtzentren zu leben und die immer dras‐
tischer werdende Altersarmut zu nennen.

Diese Dramatik der aktuellen Verhältnisse
spiegelt sich jedoch nicht in einer ebensol‐

Der Wahlkampf ist es nicht

»Die Wahlkampfstrategie der CDU dagegen scheint sich im Moment darauf zu
beschränken, den eigentlich zutiefst spießbürgerlich auftretenden

SPD-Kandidaten Scholz als eine Art Leninfigur darzustellen, der angeblich,
sollte er an die Macht kommen, eine sozialistische Umgestaltung des Landes

vornehmen möchte.«
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chen Dramatik des Wahlkampfes wider.
Dieser nämlich ist, soweit es die drei
großen Parteien betrifft, in seiner Schläf‐
rigkeit kaum zu überbieten. Die CDU,
deren Umfragen sich derzeit im freien Fall
befinden, scheint aus Angst um den
Machtverlust gelähmt zu sein und wartet
mit einem Programm auf, das so auch bei
der letzten Wahl hätte angeboten werden
können, so als habe es seither keine Ver‐
änderungen, auf die es zu reagieren not‐
wendig wäre, gegeben. So werden wieder
dieselben Phrasen von der Entlastung der‐
jenigen Mittelschicht gedroschen, zu der
sich auch der CDU-Wirtschaftsexperte und
Privatflugzeugbesitzer Friedrich Merz
zählt. Die Wahlkampfstrategie der CDU
dagegen scheint sich im Moment darauf
zu beschränken, den eigentlich zutiefst
spießbürgerlich auftretenden SPD-Kandi‐
daten Scholz als eine Art Leninfigur darzu‐
stellen, der angeblich, sollte er an die
Macht kommen, eine sozialistische Umge‐

staltung des Landes vornehmen möchte.
Dass dies von Olaf Scholz, der dem Seehei‐
mer Kreis, dem konservativsten Flügel der
SPD, nahesteht, kaum zu erwarten ist,
macht schon seine Wahlkampfstrategie
deutlich, die darauf abzielt ihn als den
natürlichen Nachfolger von CDU-Kanzle‐
rin Merkel vorzustellen und eine mög‐
lichst große Ähnlichkeit und Kontinuität
zu dieser zu präsentieren. Ob eine solche
Politik der zur Schau gestellten Kontinui‐
tät irgendetwas dazu beitragen kann, Ant‐
worten auf die großen Fragen der Zeit zu
finden, wirkt jedoch wenig wahrschein‐
lich. Die Grünen dagegen, von denen zu
erwarten gewesen wäre, zumindest das
Thema des Klimaschutzes glaubwürdig
vertreten zu können, stolperten bisher
über eine Mischung aus peinlichen Pat‐
zern und der Unfähigkeit, den notwendi‐
gen Klimaschutz als ein nicht elitäres Pro‐
jekt zu präsentieren und zu organisieren.

Insgesamt scheint die politische Debatte
an inhaltlichen Auseinandersetzungen
vorbeizugehen; statt über die krisenhaften
Zustände und die politischen Standpunkte
der Parteien und ihres Personals wird über
Kleinigkeiten wie vergessene Zitate in
einem Buch oder ein Lachen im unpassen‐
den Moment diskutiert. Klar ist, dass solch
eine selbstbezogene Politik weder den
Glauben an ihre Fähigkeit mit Problemen
fertig zu werden, noch die Hoffnung, dass
die Politik wenigstens keine neuen Pro‐
bleme verschulden wird, fördert.
‖ Milan Nellen
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Das Recht auf
Stadt-Forum

Be
ric
ht

W ie wäre es, wenn sich die Bewoh‐
ner:innen deiner Stadt zusammen‐
schließen und selbst darüber ent‐

scheiden, wie gewohnt, gelebt und
miteinander umgegangen wird? Darüber
sprachen am ersten Septemberwochen‐
ende mehr als 100 Aktivist:innen der
Recht auf Stadt-Bewegung beim jährlich
stattfindenden Recht auf Stadt-Forum in
der Alten VHS. Im vergangenen Jahr fand
das Forum Pandemie-bedingt nur virtuell,
ausgerichtet aus Weimar, statt, dieses Mal
war wieder ein direkter persönlicher Aus‐
tausch möglich. Von Workshops zum
Umgang mit Denkmälern und Grabstätten
ehemaliger Kolonialherren über die Dis‐
kussion und Kritik an der Lebensrealität
der bürgerlichen Kleinfamilie hin zur Vor‐
stellung einer Initiative, die sich für das
Recht auf Pissen, also den Ausbau öffent‐
licher Toiletten einsetzt. Es ist ein Pro‐
gramm, das die Vielseitigkeit der Kämpfe
und Ziele der Bewegung darstellt. Kein
Wunder, denn zustande gekommen ist es
durch Rückmeldungen aus der Bewegung
auf den Call for Input der Forums-Organi‐
sator:innen.

Was macht die Recht auf
Stadt-Bewegung aus?

Einen guten Einblick in die Zusammenset‐
zung und Arbeitsweise der Recht auf
Stadt-Bewegung bot die Podiumsdiskus‐
sion zum Motto des Forums „Träume brau‐
chen Räume – Alle zusammen gegen die
neoliberale Stadt“. Auf dem Podium ver‐
treten: das Berliner Bündnis gegen Ver‐
drängung und Mietenwahnsinn, die Alte
VHS und die Kölner Obdachlosen mit
Zukunft (OMZ).

Das OMZ war eine Besetzung, die im
ersten Lockdown etwa 40 Wohnungslosen
einen Rückzugsort in der Pandemie bieten

sollte. Es war jedoch auch ein Ort, an dem
der Traum von selbstverwaltetem Leben
verwirklicht werden sollte. Ein Café, eine
Fahrradwerkstatt und Ateliers sollten dort
unter anderem entstehen. Die Stadt Köln
versuchte mehrmals erfolglos, die Beset‐
zung zu räumen. Der Rückhalt der Beset‐
zung in der Stadtgesellschaft war zu groß.
Letztlich zog das OMZ freiwillig aus dem
Gebäude aus dem Kölner Süden in ein
Alternativgebäude nach Deutz.

Das Mietenwahnsinn-Bündnis ist
neben der Alten VHS Co-Organisator des
Recht auf Stadt-Forums und widmet sich
dem Kampf gegen hohe Mieten, Zwangs‐
räumungen und Wohnungsspekulant:in‐
nen. All diese Projekte einen die Probleme
von Leerstand, unkooperativen Verwal‐
tungen oder hohen Mieten bis hin zur
Zwangsräumung und Wohnungslosigkeit.

Und das Bedürfnis nach Austausch
diesbezüglich ist groß, fast drei Stunden
wurde diskutiert. Über die unterschiedli‐
chen Ansätze, Motivationen und Ziele
hinter den eigenen Projekten. Über die
Frage, wie die eigenen Träume – seien sie
aus der Not der Wohnungslosigkeit, hohen
Mieten, kapitalistischen Konsumzwängen
oder den eigenen Idealen entsprungen –
Raum im Jetzt finden können. Dass diese
Vorstellungen nicht immer miteinander
überein stimmen, überrascht nicht.

Die Alte VHS etwa, zahlt eine symboli‐
sche Miete, sowie Nebenkosten an die
Stadt Bonn. Das Ziel, wie die Podiumsteil‐
nehmerin der Alten VHS erklärt: Man
wolle über die Kooperation der Stadtver‐
waltung und der Politik die eigene Arbeit
und deren gesellschaftliche Relevanz
näher bringen. Ein Aktivist aus Münster

Ein Wochenende zwischen Träumen und Realität

Die ehemalige Wohnngslose Melanie führt mit der Initiative Stadtstreifen jede Woche
Gruppen durch die Bonner Innenstadt. Foto: Simeon Gerlinger
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fordert hingegen, die Finanzierung von
sozio-kulturellen Räumen müsse als
Selbstverständlichkeit durch die Allge‐
meinheit finanziert werden. Jede – auch
nur symbolische – Miete an Kommunen
würde die bestehenden Abhängigkeitsver‐
hältnisse mit Verwaltung und Politik nur
verstärken.

Nun könnte man vielleicht mit Erfah‐
rungen aus anderen politischen Debatten
denken, dass daraufhin ein handfester
Disput folgte. Es war jedoch ein solidari‐
scher Austausch, wie man ihn heutzutage
selten mitbekommt. Denn jede Stadt hat
andere Gegebenheiten, jede:r Aktivist:in
hat andere Erfahrungen gemacht. Was in
Berlin Spandau funktioniert, kann schon
in Schöneberg nicht mehr funktionieren,
noch viel weniger in Münster oder Bonn.
Für die einen ist die genossenschaftliche
Organisation aktuell die beste Form
Wohnraum zu verwalten, andere haben
schlechte Erfahrungen mit Wohnungsge‐
nossenschaften gemacht und wollen zum
Beispiel deren Größe und internen Abläufe
besser regulieren.

Die Diskussion war auch ein Raum für
Fragen zu Problemen in den eigenen Pro‐
jekten. Wie viel politisch-ideologische
Außenwirkung können Freiräume tatsäch‐
lich erwirken? Oder ist es nicht vielleicht
doch besser, den Raum durch Nutzer:innen
prägen zu lassen, auch wenn es „nur“ die
vier Omas aus der Nachbarschaft sind, die
sich jeden Donnerstag für ihre Kaffeerunde

treffen? Es scheint, als gäbe es keine fal‐
schen Ansätze, denn jede:r hat eine eigene
Idee hinter den Projekten und Räumen, die
sie selbst mitgestalten. Vielleicht eine der
größten Stärken in der Recht auf Stadt-Be‐
wegung.

Recht auf Stadt heißt auch andere
Perspektiven erleben

Stadtstreifen, so nennt sich die Initiative,
die seit etwa einem halben Jahr in Zusam‐
menarbeit mit Wohnungslosen jeden
Sonntag eine Tour durch die Bonner
Innenstadt anbietet. Ziel des Projekts ist
es, die Stadt durch die Perspektive von
Wohnungslosen wahrzunehmen, deren
Probleme, Lebenssituationen und Alltag
kennenzulernen. Die Tour im Rahmen des
Recht auf Stadt-Forums wurde von Mela‐
nie geleitet. Vier Jahre lebte sie mit ihrem
Hund und ihrem Mann auf den Straßen
Bonns. Vor wenigen Tagen hat es dann
endlich geklappt: Nach langer Suche hat
sie endlich eine Wohnung bekommen,
erzählte sie.

Am Markt kritisierte Melanie die
schlechte Trinkwasserversorgung in der
Bonner Innenstadt: Gerade einmal zwei
öffentliche Trinkwasserbrunnen gäbe es,
von denen nur einer geeignet sei, auch
größere Flaschen aufzufüllen. Zweimal
täglich war Melanie hier, um Wasser für
sich und ihren Hund zu holen. „Egal wie
weit der Weg war“, betonte sie.

Im Eingangsbereich der U-Bahnhalte‐
stelle Universität/Markt, berichtete Mela‐
nie von der Suche nach geeigneten Schlaf‐
plätzen. Vor allem Frauen würden eher in
Gemeinschaftsunterkünften unterko,men,
was für sie durch den Hund und ihren
Mann jedoch nicht in Frage kam. Es geht
auch um das Zusammenleben mit anderen
Bonner:innen. Wenn sie in Bahnstationen
schlief, wäre sie sicher gewesen, führte sie
aus, im Falle eines Notfalls hätten Pas‐
sant:innen und sie sich gegenseitig gehol‐
fen.

Am Hofgarten und Kaiserplatz herr‐
schte reges Treiben, die Menschen genos‐
sen das gute Wetter. Melanie blickte sich
um und danach fragend in die Runde:
„Was macht es für einen Unterschied ob
hier die Punker oder die Skater sitzen oder
ich hier mit meinem Hund spiele oder ein
Buch lese?“. Nach kurzer Stille gab sie die
Antwort selbst: „An den Plätzen sind wir
fast überall gleich, man sieht den Unter‐
schied nicht“. Wem die Stadt gehören
sollte? Melanies Antwort: „Uns allen. Den
Menschen, die in ihr leben.“

‖ Simeon Gerlinger

»Es scheint, als
gäbe es keine

falschen Ansätze,
denn jede:r hat
eine eigene Idee

hinter den
Projekten und
Räumen, die sie

selbst mitgestalten.
Vielleicht eine der
größten Stärken in
der Recht auf Stadt-

Bewegung.«

Die Alte VHS beherbergte am ersten Septemberwochenende das Recht auf Stadt-Forum. Foto: Simeon Gerlinger
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Tampons
für alle!

I n Schottland gibt es sie bereits seit Ende letzten
Jahres. Und bald soll es sie auch in Neuseeland und
Frankreich geben: kostenlose Hygieneprodukte für

Menstruierende. Als erstes Land der Welt erließ Schott‐
land am 24. November 2020 ein Gesetz, nach dem Tam‐
pons, Binden und auch Menstruationstassen in öffentli‐
chen Gebäuden für alle, die sie brauchen, frei zugänglich
gemacht werden sollen. Damit will das Land die „period
poverty“ (zu Deutsch Periodenarmut) bekämpfen, die
nicht nur in Schottland ein echtes Problem ist. Von Perio‐
denarmut betroffen zu sein bedeutet, sich keine oder
nicht ausreichend Hygieneartikel für die Periode leisten
zu können. Diese selten diskutierte Form der Armut
betrifft laut einer britischen Studie im Vereinigten König‐
reich jede zehnte Person. Und das in einer der reichsten
Nationen der Welt. Ähnlich sah es auch in Neuseeland
und Frankreich aus. Dort sollen die kostenfreien Artikel
künftig in Schulen und Universitäten abgegeben werden.

Und was ist mit Deutschland? Wie genau die Lage
hierzulande aussieht ist derzeit nicht durch Studien
erforscht, was bereits zeigt, dass Periodenarmut und
Menstruation im Allgemeinen noch wenig öffentliche
Aufmerksamkeit erfahren. Allerdings kann man schnell
überschlagen, dass von den 17,02€, die der Hartz IV
Regelsatz für Gesundheitspflege vorsieht, nicht mehr viel
übrig bleibt, wenn man jeden Monat fünf bis zehn Euro
für Hygieneartikel ausgeben muss. Schmerzmittel für
Unterleibskrämpfe sind da noch gar nicht mitgerechnet.
Zwar wurde der Steuersatz dieses Jahr von 19 auf 7 Pro‐
zent reduziert, wodurch die Produkte etwas günstiger
geworden sind. Ist es nicht dennoch ungerecht, dass
Menstruierende für essentielle Hygieneartikel zahlen
müssen als wäre es ein selbst gewählter Luxus, einmal im
Monat zu bluten? Schließlich ist die Menstruation ein
natürlicher Prozess, den wir uns nicht aussuchen können,
wenn wir uns nicht gerade die Pille oder andere Hormon‐
präparate rein pfeifen wollen.

Etwa 1,3 Millionen Frauen beziehen in Deutschland
Hartz IV, sind also potenziell von Periodenarmut
betroffen (natürlich menstruieren nicht nur Frauen, aber
zu anderen FINTA* Personen finden sich leider keine offi‐
ziellen Daten). Außerdem muss man auch die rund

100.000 wohnungslosen Menstruierenden beachten, die
mit noch viel weniger auskommen müssen. Für sie und
für menstruierende Menschen, die an der Armutsgrenze
leben, setzt sich der Verein Social Period ein, unter ande‐
rem mit Spendenboxen im öffentlichen Raum, die das
Spenden von Hygieneartikeln erleichtern sollen. Ihre Peti‐
tion für ein Gesetz nach schottischem Vorbild haben
Stand jetzt rund 55.426 Menschen unterschrieben – und
es werden täglich mehr.

Die meisten werden wissen, dass die Menstruation
kein Zuckerschlecken ist: neben dem offensichtlichen
unangenehmen Bluten sind auch Symptome wie Brust‐
schmerzen, Verdauungsprobleme, Kopfschmerzen und
eben die berüchtigten Unterleibskrämpfe keine Selten‐
heit. Da möchte man sich nicht auch noch Gedanken dar‐
über machen, ob man sich die nächste Packung Tampons
leisten kann. Abgesehen von der finanziellen Erleichte‐
rung könnten frei zugängliche Hygieneprodukte auch zur
Enttabuisierung der Menstruation beitragen. Damit
könnte man schon an Grundschulen anfangen, sodass
bereits Kinder lernen, dass sich niemand für die Menstru‐
ation schämen muss. Außerdem könnte man so dem
Fehlen in der Schule aufgrund von Periodenarmut vor‐
beugen und die Leistung vieler Schüler:innen fördern.

Auch Student:innen können von Periodenarmut
betroffen sein. Das Klischee der armen Student:innen ist
nämlich nicht ganz unbegründet: Jede:r zehnte Stu‐
dent:in hatte im Jahr 2016 weniger als 600 Euro im
Monat zur Verfügung. Davon geht meistens fast die Hälfte
für die Miete drauf und essen muss man ja auch noch.
Dass die Corona-Pandemie unsere Situation nicht gerade
verbessert hat, kann man sich denken. Menstruierende
Menschen haben durch Hygieneprodukte einfach höhere
monatliche Kosten und ich weiß nicht, wie es euch geht,
aber ich finde es unfair, dass diese nicht kompensiert
werden. Aber keine Sorge: Es kann sein, dass zumindest
die Uni-Bonn bald Abhilfe schafft. In der Sitzung vom 14.
Juli 2021 hat das Studierendenparlament nämlich
beschlossen, die studentische Initiative zur kostenlosen
Bereitstellung von Hygieneartikeln auf Uni-Toiletten zu
unterstützen. Diese wird im Wintersemester 2021 in eine
erste Pilotphase starten. Ihr werdet also nächstes Semes‐

Warum es auch in Deutschland kostenlose
Hygieneartikel für Menstruierende geben muss
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ter auf einigen Toiletten Spender für kostenfreie Perio‐
denartikel finden, nämlich im Hauptgebäude, im Juridi‐
cum, im Chemischen Institut, im Hörsaalzentrum Pop‐
pelsdorf, in der MNL, der ULB und auf dem Venusberg.

Dass öffentlich zugängliche Hygieneartikel ein not‐
wendiger Schritt auf dem Weg zur Gleichberechtigung
sind, wäre also geklärt. Allerdings wäre da auch noch der
Aspekt der Nachhaltigkeit. Denn Tampons und Binden
produzieren eine ganze Menge Müll. Eine gute nachhal‐
tige Alternative ist die Menstruationstasse, die sich mitt‐
lerweile großer Beliebtheit erfreut. Mit ihr spart man
nicht nur Müll sondern auf Dauer auch Geld. So hätte sich
eine Tasse für 15 Euro schon nach etwa drei Monaten ren‐

tiert. Doch vor allem für Wohnungslose ist die Tasse meist
keine Option, selbst wenn es sie kostenlos gäbe: Man‐
gelnde Möglichkeiten zur regelmäßigen hygienischen
Entleerung und Reinigung machen die Benutzung schwer.
Auch anatomisch ist die Menstruationstasse nicht für alle
Menschen geeignet. Ganz ohne Tampons und Binden
kommen wir also noch nicht aus. Aber die Bereitstellung
kostenloser Menstruationstassen für alle, die sie möchten,
wäre immerhin ein Schritt in die richtige Richtung, den
Schottland, Neuseeland und Frankreich schon gewagt
haben. Jetzt wird es Zeit, dass auch Deutschland nach‐
zieht. ‖ Lily Hußmann

»Die meisten werden wissen, dass die Menstruation kein
Zuckerschlecken ist: neben dem offensichtlichen unangenehmen

Bluten sind auch Symptome wie Brustschmerzen,
Verdauungsprobleme, Kopfschmerzen und eben die berüchtigten

Unterleibskrämpfe keine Seltenheit.
Da möchte man sich nicht auch noch Gedanken darüber machen,

ob man sich die nächste Packung Tampons leisten kann.«
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Hier geht’s zur Petition
von Social Period!

https://www.change.org/p/periodenarmut-freier-zugang-zu-menstruationsprodukten-in-%C3%B6ffentlichen-einrichtungen-bmfsfj
https://www.change.org/p/periodenarmut-freier-zugang-zu-menstruationsprodukten-in-%C3%B6ffentlichen-einrichtungen-bmfsfj
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Und trotzdem: Wählen gehen!

I ch hasse Entscheidungen. Es sei denn, ich habe eine
klare Präferenz. Ich war gerade mit Freund:innen im
Urlaub und wurde immer mal wieder nach Musikwün‐

schen gefragt – jedes Mal war meine Antwort: Keine
Ahnung. Oder weiß nicht. Außer als ich Autofahren
musste, da wusste ich ziemlich genau was ich hören will.
Aber in der Zwischenzeit eine eigentlich belanglose Ent‐
scheidung zu treffen, die aber auch die anderen glücklich
machen sollte, das konnte bzw. wollte ich irgendwie nicht
(auch wenn ich natürlich am Ende selbst nicht immer
zufrieden mit der Musik der anderen war).

Ich habe irgendwo mal gelesen, dass Mark Zuckerberg
nur graue T-Shirts hat. Er erklärte das damit, dass er jeden
Tag so viele wichtige Entscheidungen treffen müsse, dass
er einfach keine Kapazitäten für die morgendliche Klamot‐
tenwahl habe. Fühl ich sehr. Obwohl ich seltener wichtige
Entscheidungen zu treffen habe, außerdem zu eitel bin,
das auch umzusetzen und darüber hinaus nicht mal weiß,
ob es überhaupt stimmt (und ich bin gerade zu faul, um die
Info zu überprüfen). Manchmal einfach keine Alltagsent‐
scheidungen treffen zu müssen (was gibt’s zum Abendbrot,
was zieh ich an, wo bieg ich ab) wäre schon schön… Wie
dem auch sei, neben diesen kleinen Entscheidungen gibt’s
auch die großen. Groß für mich oder groß für mehr als
mich oder groß für eben alle (oder zumindest sehr viele).

Alle Jahre wieder
Wobei nicht ganz. Eigentlich gar nicht. Alle vier Jahre

wieder. Alle vier Jahre wieder wird in Deutschland die
Bundesregierung gewählt. Die letzten vier Male wurde
Angela Merkel Bundeskanzlerin. Drei Mal gab`s ne GroKo,
einmal koalierte die Union mit der FDP.
Jetzt stehen wir nach vier Jahren wieder vor der Wahl,
und es wird sicher nicht alles anders werden, aber Angela
Merkel wird ganz sicher nicht wieder Kanzlerin. Tom hat
in der letzten Ausgabe schon ein Resumé darüber gezo‐
gen, wie es war, mit Merkel als Kanzlerin groß zu werden
und wie es war, ihr im Supermarkt zu begegnen. Ich habe
vor einiger Zeit schon Mal darüber geschrieben, dass ich
einfach nicht möchte, dass Laschet Kanzler wird, viel‐
mehr hoffe, dass es Frau Baerbock wird. Und jetzt sitze
ich wieder vor meinem Laptop und bin mir gar nicht mehr
so sicher, ob meine Wunschvorstellung eine Chance hat.
Letztes Mal habe ich mich gefragt, wer Olaf Scholz als

Kanzler haben will, ich konnte es mir einfach nicht vor‐
stellen, aber die Umfragewerte der SPD haben sich seit‐
dem deutlich verbessert. Aber, um mich mal selbst zu
zitieren: „Umfragewerte […] hin oder her. Ich habe
keinen blassen Schimmer, wer die oder der nächste Kanz‐
ler:in wird“. Hoffe einfach aus ganzem Herzen, dass es
wirklich nicht Armin Laschet wird (klare Anti-Präferenz).
Frage mich, ob Olaf Scholz die bessere Wahl ist. Frage
mich, wie die SPD (immerhin 12 von 16 Jahren ebenfalls
Regierungspartei) Veränderungen anpacken wird (denn:
„Scholz packt das an!“). Frage mich generell, was wird.
Und stehe vor der Qual der Wahl.

Wobei die nächste Frage, die ich mir stelle, darum kreist,
ob die folgende Regierung auf dieses Ding namens
Zukunft tatsächlich so einen großen Einfluss haben wird.
Ob Politik im Ganzen anpacken wird. Oder ob es da am
Ende nicht doch auf ein „Weiter so!“ hinausläuft. Obwohl
das keine Lösung für gar nichts ist. Ich frage mich, was
noch passieren muss, damit Dinge (Politik) verändert
werden. Ich bin nicht wirklich optimistisch. Leider.

Denn wie kann es denn sein, dass alle Gespräche, die ich
über die Zukunft und insbesondere die kommende Wahl
führe, pessimistisch gestimmt sind. Oder die Menschen,
egal ob jung oder alt, mit denen ich diese Gespräche
führe. Ich kenne niemanden, der der Meinung ist, dass es
so, wie es läuft, weiter laufen kann. Und ich kenne auch
niemanden, der glaubt, dass die nächste Regierung wirk‐
lich etwas ändern wird. Das klingt jetzt eventuell sehr
dystopisch, eigentlich sind meine Freund:innen und Fami‐
lie gar nicht so pessimistisch und politikverdrossen.
Trotzdem ist die Grundstimmung gerade eher negativ.

Fröhlicherweise besteht nichtsdestotrotz natürlich Hoff‐
nung für die Zukunft. Irgendwie, irgendwo, irgendwann.
Wir glauben noch an die Demokratie (meine Freund:in‐
nen, Familie und ich). Wir wissen, dass Wählengehen
besser ist als Nichtwählengehen. Selbst wenn es manch‐
mal eine Qual ist. Wir schauen uns die jüngeren Generati‐
onen an und freuen uns über die Veränderungen, die
Offenheit und Progressivität. Aber die nahe Zukunft und
die Politik, die jetzt kommen wird… Die beäugen wir pes‐
simistisch.

Die Qual
der Wahl
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Leider kommt ja aber vor der fernen Zukunft die nahe
(und kurzes Grübeln hat auch ergeben, dass der Blick in
die ferne Zukunft doch auch gar nicht mal so rosig ist,
hatte kurzzeitig die Klimakrise aus den Augen verloren,
naja, kann mal passieren, geht ja nicht nur mir so…). Und
ich bin schon wieder pessimistisch. Stopp.

Was zum Beispiel positiv ist, ist die WAHLTRAUT. Den
Wahl-O-Mat kennen vermutlich mittlerweile die meisten.
Der wird seit 2002 von der Bundeszentrale für politische
Bildung betrieben und soll unentschlossenen Menschen
bei der Wahlentscheidung helfen. Jede Partei, die will,
kann mitmachen (dieses Jahr sind es 39 der 40 angefrag‐
ten) und die Thesen, die von einem Team aus Jungwäh‐
ler:innen und Expert:innen aufgestellt wurden, beantwor‐
ten. Wähler:innen können sich dann durch diese Thesen
und Antworten klicken um rauszufinden, welche Partei
ihrer eigenen Position nahe steht. So weit so gut.

WAHLTRAUT gibt es seit diesem Jahr und beschäftigt
sich explizit mit Fragen rund um Diversität und Gleich‐
stellung. Wiederum von einem Gremium aus Expert:innen
rund um Anti-Rassismus, Feminismus, Inklusion etc. bera‐
ten, stellte ein Team 32 Thesen auf, zu denen fünf Par‐
teien (CDU/CSU, SPD, FDP, Grüne & Linke) Stellung
bezogen. Auch die AfD wurde kontaktiert, ließ die
Anfrage jedoch unbeantwortet. Was irgendwie alles sagt.
Neben dieser Wahl-O-Mat-ähnlichen Funktion hilft
WAHLTRAUT mit einem „Gender-Glossar“ und erklärt
auch genau, was sie warum wissen will und wieso femi‐
nistische Politik vielerorts wichtig ist. Danke dafür!

Ich höre an dieser Stelle mal auf. Damit hier kein dystopi‐
scher Roman anfängt, sondern immerhin ein bisschen was
Positives am Ende steht. Ansonsten bleibt mir nur zu
sagen, Pessimismus oder Optimismus hin oder her: Geht
wählen! ‖ Helene Fuchshuber
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...Plakate von 2017, aber immer noch wahr: Geht wählen!. Quelle: www.betweenbridges.net/bundestagswahl-2017
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